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VORWORT
Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Leser,

nun hat er es also geschafft. Joachim-Friedrich Martin Josef 
Merz ist Kanzler. Mit 325 Stimmen wurde er im zweiten Wahl-
gang gewählt, nachdem er im ersten Wahlgang durchgefallen 
war – einmalig in der Geschichte der Bundesrepublik.

Einmalig in der bundesdeutschen Geschichte ist auch, dass ein 
Kanzler seine Versprecher – Verzeihung, seine Versprechungen 
– bereits am Wahlabend über Bord wirft. Wer wie Friedrich 
Merz die Wahrheit nur noch mit spitzen Fingern anfasst, den 
braucht es nicht zu wundern, wenn er bereits wenige Wochen 
nach der Wahl in den Umfragen von der einzigen Alternative 
überholt wird. In den aktuellen Umfragen hätte auch die neue 
Regierung bereits keine Mehrheiten mehr.

Mittlerweile sind auch die neuen Minister im Amt. Ein Grund 
zur Freude ist das nicht. Die SPD kann ihre Ampelpolitik nahe-
zu unverändert weiterführen, die Energiepreise weiter in die 
Höhe treiben und damit die Wirtschaft auch weiterhin zerstö-
ren – die CO2-Ziele sind nur über Deindustrialisierung zu er-
reichen – und Merz spielt brav mit, weil er Kanzler bleiben will.

Und zu allem Überfluss schießt der sogenannte Verfassungs-
schutz sich ein auf den Kampf gegen Demokratie und Oppo-
sition. Schade, dass er nicht die Verfassung schützt, sondern 
die Regierungsparteien und die anderen Vertreter des linken 
Spektrums, die Verfassung und Recht immer weiter aushöhlen. 
Ob es sich dabei um Unfähigkeit, Vorsatz oder eine Mischung 
aus beidem handelt, werden wohl zukünftige Gerichte zu ent-
scheiden haben.

Als Alternative für Deutschland bieten wir als einzige Partei 
eine alternative Politik für unser Land an. Es ermutigt mich 
persönlich, dass so viele Parteifreunde und Kollegen die hei-
ßen Eisen der aktuellen Themen anfassen und Lösungen auf-
zeigen. Das zeigt sich auch an unseren beiden Gastbeiträgen in 
der vorliegenden Ausgabe.

Mein neugewählter Bundestagskollege Jürgen Koegel, ehema-
liger Dozent für Bankenrecht, beleuchtet die Entwicklung von 
Schulden- und Finanzpolitik in unserem Land. Seinen Beitrag 
lesen Sie ab Seite 8.

In Niedersachsen macht eine junge Abgeordnete, Vanessa Beh-
rendt, von sich reden durch mutige Ansagen zum Thema Fa-
milienpolitik und Lebensrecht. Sie finden 
ihren Beitrag ab Seite 10 unter der Über-
schrift: „Mein Körper, meine Entschei-
dung“, dachte das Baby und wählte das 
Leben. Ihre Kollegen im Parlament sprach 
sie als „Überlebende“ an:

Hoffnungsfroh trotz Herausforderungen und Krisen im Land 
grüße ich Sie herzlich und wünsche Ihnen wie immer viel 
Freude beim Lesen! Ihr

Dr. Malte Kaufmann

Mitglied des Bundestages
Stv. wirtschaftspolitischer Sprecher der AfD-Bundestagsfraktion



BÜRGERDIALOG, INFOMOBIL, MAIMARKT – 
DAS INTERESSE AN DER AfD IST RIESIG!

Am 4. Mai war dann wieder Maimarkt-Zeit! Der Deutsche 
Bundestag unterhält einen eigenen Stand, und auch hierhier 
kamen viele Bürger, die sich nach dem Scheitern der Ampel 
eine grundsätzliche Politikwende versprochen haben. Bei al-
len Veranstaltungen spürt man ganz deutlich, wie tief die Ent-
täuschung über die gebrochenen Wahlversprechen der Union 
ist. Die AfD wird die berechtigten Interessen der Deutschen 
selbstverständlich immer ins Parlament tragen – daher sind 
die Gespräche mit den Bürgern gerade für Politiker der AfD 
enorm wichtig.

Auch und gerade nach dem großen Erfolg bei der Bundestags-
wahl im Februar ist es wichtig, mit den Bürgern direkt zu spre-
chen. Zwar zeigen sich einzelne Risse in der Brandmauer und 
beim medialen Schweigekartell, aber die direkte Information 
ist immer noch am besten. Auf verschiedenen Veranstaltun-
gen wie Stammtischen und Bürgerdialogen wird deutlich, dass 
das von den Abgeordneten der AfD auch erwartet wird: Die 
Menschen kommen mit Fragen, mit neuen Impulsen und im-
mer wieder auch, um sich einfach mal den Frust von der Seele 
reden zu können.

Hervorzuheben wären drei Ereignisse der letzten Wochen:  
Vom 24. bis 26. Mai stand das Infomobil des Deutschen Bun-
destages auf dem Gadamerplatz in Heidelberg-Bahnstadt. 
Dieser 17 Meter lange Truck tourt innerhalb von zwei Jahren 
durch alle Wahlkreise der Republik und informiert die Bür-
ger über den parlamentarischen Betrieb und die Aufgaben 
der Abgeordneten. Dr. Malte Kaufmann hatte an einem Tag 
zwei Stunden Präsenzzeit mit den Bürgern am Infomobil. Bei 
Sonnenschein entwickelten sich anregende Dialoge mit vielen 
engagierten Bürgern.

Der erste große Bürgerdialog der neuen Legislatur fand am 
3. Mai in Stockach bei Konstanz statt. Zusammen mit Mar-
tin Hess MdB und Bernhard Eisenhut MdL sprach Kaufmann 
über die Aussichten für die deutsche Wirtschaft unter der neu-
en schwarz-roten Regierung.
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Das Infomobil des Deutschen Bundestages in Heidelberg.

Dr. Malte Kaufmann beim Bürgerdialog in Stockach am Bodensee.

Mannheimer Maimarkt – jedes Jahr ein Highlight für Besucher und Aussteller.
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Im Februar hat Deutschland gewählt: Die Bürger wollten nach 
der Ampel eine andere Regierung. SPD und Grüne verloren dra-
matisch, die AfD verdoppelte sich. Im März rief eine „Koalition 
in Planung“ nochmals den abgewählten Bundestag zusammen, 
um weitreichende Entscheidungen zu treffen und eine grüne 
Grundgesetzänderung zu beschließen, die der neue Bundestag 
wohl nicht beschlossen hätte und die die Bürger sicher nicht 
wollten. Wenige Tage später – am laut Verfassung letztmög-
lichen Termin – trat der neue, der 21. Bundestag mit 630 Ab-
geordneten erstmals zusammen zu seiner Konstituierung. Die 
CDU-Kandidatin Klöckner wurde nur knapp zur Bundestags-
vizepräsidentin gewählt, der AfD verweigerte man einen Sitz im 
Präsidium, der ihr zusteht. Danach wurden alle Sitzungen ab-
gesagt, bis die Wahl von Friedrich Merz zum Bundeskanzler 
möglich schien – vielleicht um die Diskrepanz zwischen den 
Wahlversprechen und dem tatsächlichen Agieren des desig-
nierten Kanzlers nicht allzu offensichtlich werden zu lassen?

Aller Taktiererei zum Trotz: Am 6. Mai 2025 fiel Merz dann bei 
der Wahl zum Bundeskanzler im ersten Wahlgang durch. Mit 
Zustimmung der Linken – gab es da nicht auch einmal eine 
Brandmauer? – wurde daraufhin ein Antrag auf Änderung der 
Geschäftsordnung durchgesetzt, um ihn schlussendlich am 
selben Tag doch noch zum Kanzler wählen zu können.

Wenn man diese kurze Zusammenfassung liest, wird klar: Rot-
Grün-Links lässt zu jeder Gelegenheit die Muskeln spielen und 
die Union ist wie erstarrt vor Angst vor der AfD.

Damit das so bleibt, schaffte die nur noch geschäftsführend 
tätige Bundesinnenministerin am letzten Tag ihrer Amtszeit 
Fakten. Sie stellte ein „Gutachten“ des Bundesverfassungs-
schutzes vor, das die AfD als „gesichert rechtsextremistisch“ 
einstufte und ihren Nachfolger – Alexander Dobrint (CSU) er-
heblich unter Zugzwang hätte setzen können. 

Verschiedene Verfassungsjuristen erklärten derweil entgegen 
dem Mainstream in Presse und Politik, dass der Verfassungs-
schutz eine Medienkampagne lanciert habe (Ulrich Vosgerau), 
die sehr stark an die Kampagne nach dem Potsdamer Treffen 
vor etwa einem Jahr erinnert. Dietrich Murswiek sagte gegen-
über der Schweizer Weltwoche sogar, dass das Vorgehen des 
Verfassungsschutzes justiziabel sei, denn ausgewählte Presse-
organe hätten das Gutachten vorab zugespielt bekommen, wie 
etwa Melanie Amann vom Spiegel beim Presseclub der ARD 
frank und frei zugab.

Die AfD wehrt sich gegen die Vorwürfe: Sie reichte am 05. 
Mai 2025 Klage und Eilantrag gegen den Verfassungsschutz 

EINHEITSREGIERUNG UND GESELLSCHAFTS-
SPALTUNG: WOHIN STEUERT DEUTSCHLAND?



beim Verwaltungsgericht Köln ein. Die Hochstufung wird von  
den Juristen inhaltlich als rechts- und verfassungswidrig ange- 
sehen. Sie ist ein Angriff auf den demokratischen Wettbewerb  
und auf die Rechte der Partei. Die Parteispitze kritisiert  
den Verfassungsschutz scharf. Sie will mit der Klage den 
Missbrauch staatlicher Macht stoppen und die Demokratie  
schützen. Am 8. Mai setzte der Verfassungsschutz die Hoch-
stufung dann vorerst aus, um eine Entscheidung im Haupt-
sacheverfahren am Verwaltungsgericht abzuwarten. Bis dahin 
darf die AfD nicht mehr öffentlich als gesichert rechtsextre-
mistische Bestrebung bezeichnet werden.

Eine gute Zusammenfassung der Ereignis-
se rund um die Hochstufung mit weiter-
führenden Links finden Sie auf der Web-
site der Jungen Freiheit:

Hier gibt es auch eine Petition gegen das 
Verbot der Partei:

Aktuelle Informationen erhalten 
Sie auch über Telegram: t.me/maltekaufmann

Das ist also die Lage zu Beginn der Regierungszeit von Fried-
rich Merz: Ein paar Abweichler und die immer hysterischer 
verteidigte Brandmauer gegen die AfD treiben Friedrich Merz 
und die Machtbewussten in der Union immer weiter in die 
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Arme von Grünen und Linken. Die Wahl zum Bundeskanzler 
gelang nur durch Zusammenarbeit mit der ehemaligen SED, 
weil mit Zweidrittelmehrheit die Geschäftsordnung geändert 
werden musste. Die Regierungsfähigkeit ist künftig also ab-
hängig vom Wohlwollen der Linken!

Thorsten Frei (CDU, Bundesminister für besondere Aufgaben 
im Kabinett Merz) plädierte folgerichtig auch schon dafür, den 
von der Partei gefassten Unvereinbarkeitsbeschluss aufzuhe-
ben. Eine echte Sackgasse, in die die Union sich selbst hinein-
manövriert hat, und aus der sie scheinbar durch Öffnung nach 
links zu entkommen versucht.

Die Zeit der Umkehr wird kommen

Dabei bräuchte Deutschland etwas vollkommen anderes. Das 
Land steht nämlich am Abgrund. Wenn Merz’ Regierung die 
wirtschaftliche Krise nicht überwinden wird – was auf Basis 
des Koalitionsvertrags unmöglich ist – wird die AfD weiter 
wachsen. Die Rufe nach einem Verbot werden lauter, die Spal-
tung der Gesellschaft dramatischer. Gleichzeitig wird unsere 
Wirtschaft weiter schrumpfen und somit die Arbeitslosigkeit 
steigen, während die Energiekosten hoch bleiben und die Bü-
rokratie jede wirtschaftliche Bemühung erstickt. Solange die 
Etablierten weiter auf Ausgrenzung statt auf Lösungen setzen, 
wird die AfD mit ihren Lösungsvorschlägen trotz Diffamierung 
und möglichem Verbotsverfahren an Zuspruch gewinnen. 
Sollte das durchschaubare Manöver der Ex-Innenministerin 
aber scheitern, indem die Gerichte es genau wie beim angeb-
lichen Geheimtreffen von Potsdam als reine Inszenierung ent-
larven, wird ein erneuter und dieses Mal sogar noch deutliche-
rer Sieg der Alternative für Deutschland die Folge sein.

Denn die AfD ist das Symptom eines Systems, das seit Jahren 
versagt. Wenn Merz nicht endlich den Willen des Volkes ernst 
nimmt – mit entschlossenem Bürokratieabbau, Energiepreis-
senkung und Planungssicherheit für die Menschen und Unter-
nehmer in Deutschland in Zusammenarbeit mit der zweit-
größten Fraktion im Bundestag –, wird der Druck von rechts 
wachsen. Spätestens dann wird die Union mit der AfD reden 
müssen – oder sie riskiert, dass die Demokratie endgültig den 
Bach runtergeht.

Friedrich Merz hat die Union in ein „Linksabbieger-Zwangsbündnis“ 
manövriert – zum Schaden Deutschlands.
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EIN STARKES TEAM FÜR DIE 
METROPOLREGION RHEIN-NECKAR

• 	 Karl-Heinz Kolb, Versicherungsfachwirt i.R. und Kreisrat 
des Rhein-Neckar-Kreises gehört ebenfalls der Verbands-
versammlung an. Malte Kaufmann und er sind Kollegen 
im Kreistag, in der Verbandsversammlung und im Verwal-
tungsrat.

• 	 Jörg Finkler, Fraktionsvorsitzender und sicherheitspoliti-
scher Sprecher der Gemeinderatsfraktion in Mannheim, ist 
Mitglied im gemeinsamen Ausschuss der Verbände Region 
Rhein-Neckar und Regionalverband Mittlerer Oberrhein.

• 	 Silke Koch, ebenfalls Mitglied der Gemeinderatsfraktion 
Mannheim, ist für die Verbandsversammlung im Planungs-
ausschuss.

• 	 Mit Tobias Eckert ist die AfD im Neckar-Odenwald-Kreis 
mit ihrem Vorsitzenden der Kreistagsfraktion erstmalig in 
der Verbandsversammlung vertreten. Auch er gehört dem 
Planungsausschuss an.

• 	 Thomas Stephan ist Kreisvorsitzender des AfD-Kreisver-
bandes Bad Dürkheim. Im Februar wurde er in den Deut-
schen Bundestag gewählt. Mit ihm und Malte Kaufmann 
sind damit zwei der neun AfD-Mitglieder der Verbandsver-
sammlung gleichzeitig im Bundestag – jeweils für Baden-
Württemberg und Rheinland-Pfalz. Thomas Stephan ist 
Mitglied im Ausschuss für Regionalentwicklung und Regio-
nalmanagement.

• 	 Christoph Schmitt ist Vorsitzender der AfD-Fraktion im 
Stadtrat Ludwigshafen, wo die AfD zuletzt mit 19,9 % zwölf 
von 60 Sitzen geholt hat. Die AfD ist damit eine der drei 
stärksten Fraktionen vor Ort. Christoph Schmitt ist Mit-
glied im Planungsausschuss.

Voller Freude hatten wir im letzten Jahr berichtet: „Metropol- 
fraktion Rhein-Neckar mehr als doppelt so stark“ – bei der 
Kommunalwahl im Sommer 2024 war sie von vier auf neun 
Mitglieder angewachsen. Kürzlich traf sich das Team zur Klau-
sur in der schönen Südpfalz. Aufgaben wurden neu verteilt, 
Beschlüsse gefasst und Initiativen vorbereitet. Die Mitglieder 
setzen sich ein für mehr Transparenz in der Verbandsver-
sammlung. Alle Sitzungen sollen live im Internet gestreamt 
werden. Das Team um Malte Kaufmann will die Bürgerbe-
teiligung in der Region voranbringen und die Öffentlichkeit 
verstärkt über Einsatz und Erfolge informieren. Ein Schwer-
punkt: „Mit der neuen Fraktionsstärke werden wir den kriti-
schen Stimmen zur Energiewende und der fortschreitenden 
Zerstörung von Flächen und Wäldern Gehör verschaffen“, so 
Dr. Malte Kaufmann. 

Die Mitglieder der AfD-Fraktion sind:
• 	 Dr. Malte Kaufmann, Mitglied im Deutschen Bundestag, ist 

erneut Vorsitzender der Fraktion. Er vertritt die Bürger und 
Anliegen der Region u.a. im Verwaltungsrat, im Ältestenrat 
und in der Personalkommission.

• 	 Gerd Unterforsthuber, Dipl.-Ingenieur aus Rheinzabern, der 
auch der AfD-Kreistagsfraktion Germersheim (Rheinland-
Pfalz) angehört, ist Mitglied im Planungsausschuss und wirkt 
mit im gemeinsamen Ausschuss der Verbände Region Rhein-
Neckar und im Regionalverband Mittlerer Oberrhein.

Die Metropolfraktion bei ihrer Klausurtagung am 25./26. April (v.l.n.r.): 
Christoph Schmitt, Tobias Eckert, Kai Dettmar (Geschäftsführer), Jörg Finkler, 
Dr. Malte Kaufmann, Gerd Unterforsthuber, Thomas Stephan, Karlheinz Kolb. 
Dr. Stefan Scheil und Silke Koch sind nicht auf dem Bild.

Kaufmann bei der Klausur der AfD-Fraktion in der Verbandsversammlung.
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Im Frühjahr 2026 könnte sich die Fraktion erneut vergrößern. 
Wenn die AfD aus der Kommunalwahl in Hessen gestärkt her-
vorgeht, sind im kommenden Jahr sogar zehn oder elf Fraktions-
mitglieder möglich. Wir werden sicherlich darüber berichten!!

• 	 Dr. Stefan Scheil ist Vorsitzender der AfD-Fraktion im 
Kreistag des Rhein-Pfalz-Kreises sowie des Kreisverbands 
Rhein-Pfalz-Kreis. Der Historiker ist Mitglied im Ausschuss 
für Regionalentwicklung und Regionalmanagement.

DIE AFD HEIDELBERG STEHT IN DEN 
STARTLÖCHERN FÜR DIE LANDTAGSWAHL

Man erhofft sich eine „Entdeckung“ als Starjournalist mit Fest-
anstellung beim Spiegel! 

Samuel Kaufmann (Städtetag) und Albert Maul (Heidelberger 
Gemeinderat) führten zur allgemeinen Freude aus, dass die 
Brandmauer allmählich Risse zeigt. Ächtungsversuche gegen-
über der AfD werden zunehmend mit Unverständnis quittiert. 
Es scheint, je stärker die Zensur, je verbissener die Realitätsver-
weigerung und je sichtbarer die Folgen der Massenmigration, 
desto stärker wächst die Zustimmung zur AfD!

Auch die am 2. Mai erfolgte Einstufung der AfD als „gesicht-
ert rechtsextremistische Bestrebung“ durch den Bundesverfas-
sungschutz wird den Erfolg der AfD höchstens verlangsamen, 
jedoch keineswegs verhindern.

Am 11. April trafen sich die Mitglieder des Heidelberger Kreis-
verbands zur Delegiertenwahl für die Aufstellungsversamm-
lung der AfD Baden-Württemberg für die Landtagswahl 
2026. Dr. Malte Kaufmann eröffnete die Versammlung und 
berichtete kurzweilig über seine Tätigkeit in Berlin. Sodann 
fand die Gruppenwahl unter der kundigen und humorvollen 
Versammlungsleitung von Joachim Bösenecker statt. Dank der 
7.500 Mitglieder des Landesverbands (mit steigender Tendenz) 
gab es keinen Kandidatenmangel. 

Nach der sorgfältigen Auszählung der Stimmen durch Dr. 
Reinbach und Rahel Kaufmann stand im 2. Wahlgang die ers-
te Gruppe der sechs Hauptvertreter fest: Dr. Malte Kaufmann, 
Sven Geschinski, Timethy Bartesch, Altert Maul, Alice Blanck 
und Sabrina Jedralcyk.

Als Delegiertenvertreter wurden gewählt: Maria Schneider, 
Dirk Lamarc, Dr. Wolf-Dietrich Reinbach, Anne-Dominique 
Kaufmann, Ivo Kleindienst und Wilhelm Ochsner.

Nach Erledigung der Wahlformalien in angenehmer Atmo-
sphäre ging es zum gemütlichen Teil des Abends über: dem 
Stammtisch.

Zu Gast war Michael Paulwitz, Pressereferent der AfD-Bun-
destagsfraktion, Journalist bei der Jungen Freiheit und Preis-
träger des Gerhard-Löwenthal-Preises. AfD-Abgeordnete pro-
fitieren regelmäßig vor Presseterminen vom Erfahrungsschatz 
des Autors, der aus dem „Bauch“ Berlins berichtete. Er erklärte, 
weshalb linksradikale Autoren stets bis hin zur persönlichen 
Existenzvernichtung nach Skandalen bei den „Rechten“ suchen: 

Michael Paulwitz (Mitte neben Malta Kaufmann) zu Besuch beim Heidelberger 
AfD-Stammtisch
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SCHULDEN, DIGITALES GELD UND DIE 
SCHLEICHENDE ENTEIGNUNG

vermögen“ – ein Euphemismus für neue Schulden außerhalb 
der Bücher. Das ist haushaltspolitisch nicht nur fragwürdig, 
sondern gefährlich.

Seit Jahren beobachten wir, wie sich Regierungen in einem 
Selbstbetrug eingerichtet haben: Die Zinsen waren niedrig, die 
Inflation totgesagt, und Schulden galten plötzlich als harmlos. 
Doch jetzt, wo die Inflation zurück ist und die Zinswende Rea-
lität geworden ist, zeigt sich, wie blank das politische Verspre-
chen war, man könne sich dauerhaft aus Problemen heraus-
finanzieren. Wenn der Schuldendienst zur Hauptausgabe wird, 
ist das Ende der Gestaltungsfähigkeit erreicht.

Und genau da stehen wir bald.

Das digitale Zentralbankgeld – Freiheit adieu?

Gleichzeitig wird uns mit freundlichem Lächeln das digitale 
Zentralbankgeld präsentiert. Die EZB nennt es „eine Ergän-
zung zum Bargeld“. Technologisch fortschrittlich, sicher, be-
quem – so lautet das Verkaufsargument. In Wahrheit steht 
hinter dem CBDC eine tiefgreifende Veränderung unserer 
Geldordnung.

Gastbeitrag von Jürgen Koegel MdB

Ganz offen und für alle, die hinsehen wollen, hakt es im Mo-
tor unserer Finanzpolitik an allen Ecken und Enden. In den 
vergangenen Jahrzehnten hat sich eine gefährliche Mischung 
aus politischem Wunschdenken, finanzpolitischer Verant-
wortungslosigkeit und technokratischer Hybris zusammenge-
braut. Zwei Entwicklungen ragen dabei besonders heraus: die 
hemmungslose Staatsverschuldung und die geplante Einfüh-
rung von digitalem Zentralbankgeld (CBDC). Beide haben das 
Potenzial, die Grundlagen unserer freien Gesellschaft nachhal-
tig zu verändern – und das nicht zum Guten.

Ein Schuldenberg ohne Fundament

Früher war Verschuldung ein Mittel zur Finanzierung von In-
vestitionen. Heute ist sie zur Dauerlösung für politische Be-
quemlichkeit geworden. In Deutschland sprechen wir nicht 
mehr über solide Haushaltsführung, sondern über „Sonder-

Jürgen Koegel ist Finanzexperte, ehem. Dozent für Bankenrecht, Master of Busi-
ness Administration (MBA), Stellv. Landesvorsitzender der AfD Baden-Würt-
temberg und Mitglied der AfD-Fraktion im Deutschen Bundestag.

Die Europäische Zentralbank plant die Infrastruktur des digitalen Geldes.
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Was jetzt zu tun ist

Ich plädiere für eine ehrliche, unideologische Debatte über die 
Zukunft unserer Finanzarchitektur. Wir brauchen Schulden-
bremsen, die den Namen verdienen – und Politiker, die sich 
daran halten. Wir brauchen eine Rückkehr zur Stabilitätskultur 
und zur Achtung vor dem Wert des Geldes. Und wir brauchen 
einen klaren gesetzlichen Schutz des Bargelds – nicht als Nost-
algie, sondern als Schutzwall gegen eine digitale Entmündigung. 

Die Entwicklungen, die derzeit angestoßen werden, sind nicht 
bloß technische Neuerungen. Sie sind politische Zäsuren. Wer 
sie geschehen lässt, ohne zu widersprechen, macht sich mit-
schuldig an einem Umbau, der sich irgendwann nicht mehr 
rückgängig machen lässt.

Freiheit stirbt selten mit einem Knall. Meist stirbt sie leise. In 
kleinen Schritten. Und mit der besten aller Absichten.

Dieses neue Geld ist nicht einfach nur digital. Es ist program-
mierbar. Es kann mit Bedingungen versehen werden. Es erlaubt 
theoretisch – und irgendwann ganz praktisch – die totale Kon-
trolle über unser Zahlungsverhalten. Wer kontrolliert, wie Geld 
verwendet werden darf, der kontrolliert auch den Menschen.

Ein solches Instrument in staatlicher Hand ist kein Fortschritt, 
sondern ein Rückschritt in eine Form der Steuerung, die wir 
aus freiheitlicher Sicht niemals zulassen dürfen. Bargeld steht 
für Anonymität, für Selbstbestimmung. CBDC droht, genau 
das zu zerstören.

Und das wird nicht laut eingeführt, sondern still – mit Pilot-
projekten, Testphasen und PR-Offensiven. Der Bürger soll sich 
daran gewöhnen, bis er merkt, dass er kein Alternativangebot 
mehr hat. Und dann ist es zu spät. Die ersten Schritte haben 
wir mit der Abschaffung der 500-Euro-Noten bereits erlebt.

Der Preis der Bequemlichkeit

Wir dürfen uns nichts vormachen: Der Bürger zahlt am Ende 
die Zeche. Nicht nur mit seinem Geld, sondern mit seiner Frei-
heit. Die Megaverschuldung entwertet das Ersparte, drückt 
Löhne, erhöht die Steuerlast und führt zu einer subtilen Ent-
eignung der Mittelschicht – der tragenden Säule unserer Ge-
sellschaft. Und das digitale Geld droht, diesen Prozess zu per-
fektionieren: durch Lenkung, durch Einschränkung, durch 
Überwachung.

Die große Frage lautet: Wollen wir das? Oder wollen wir zu-
rück zu einem Modell, in dem Staat und Bürger in einem ge-
sunden Verhältnis stehen, in dem Eigentum geschützt und 
Eigenverantwortung gefördert wird?

„Digitales Zentralbankgeld mag als Fortschritt verkauft werden, doch es öffnet 
die Tür zu totaler finanzieller Überwachung und staatlicher Willkür. Bargeld bleibt 
ein Bollwerk der Freiheit und muss unbedingt verteidigt werden.“

Dr. Malte Kaufmann

Digitales Geld ist sehr bequem – jedoch zu welchem Preis?
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„MEIN KÖRPER, MEINE ENTSCHEIDUNG“, 
DACHTE DAS BABY UND WÄHLTE DAS LEBEN.

treibungen bis zum neunten Monat, bis zur zwölften Woche 
oder bis zur ersten Sekunde gedacht wird. Leben beginnt bei 
der Empfängnis, weniger entwickelt heißt eben nicht, weniger 
Mensch. Die Würde des Menschen ist unantastbar (Artikel 1 
Abs. 1 Grundgesetz), Menschenrechte sind nicht verhandelbar. 
Nur weil ein ungeborenes Kind nicht außerhalb des Bauchs 
überleben kann, heißt das nicht, dass es kein Mensch ist. Auch 
ein geborenes Kind kann nicht ohne Hilfe überleben. Genauso 
wenig wie viele alte und behinderte Menschen. Sie sind keine 
„Zellhaufen“, über deren Sein oder Nichtsein jemand anderes 
bestimmen darf. Worte wie „Zellhaufen“ sollen entmensch-
lichen, um Unmenschliches zu rechtfertigen. Und das dürfen 
wir niemals zulassen.

„Mein Körper, meine Entscheidung“ – dachte das Baby und 
wählte das Leben. Frauen können frei über ihren Körper ent-
scheiden, das ist eine große Errungenschaft der westlichen Zi-
vilisation. Kinder sind aber nicht der Körper der Frau, sondern 
haben Rechte. Das sagt das Bundesverfassungsgericht, das sagt 
das Grundgesetz. Auch wenn es Abtreibungsbefürwortern 
nicht gefällt. Diese sprechen zwar so gern von „Kinderrechten“, 
aber verweigern Kindern das wichtigste Recht überhaupt: das 
Recht auf Leben.

Abtreibungen sind der größte Menschenrechtsverstoß unse-
rer Epoche. 2022 gab es 103.927 Abtreibungen in Deutsch-
land. Das sind so viel, wie manche Städte (zum Beispiel Celle, 
Wilhelmshaven oder Hildesheim) an Einwohnern haben. Ich 
vertrete den „radikalen Standpunkt“, dass diese Kinder schon 
vor der Geburt etwas wert sind. Jedes Kind verdient einen Ge-
burtstag. Kinder mit geringer Überlebenschance, Kinder mit 
zusätzlichen Chromosomen, Kinder alleinerziehender Mütter, 

Gastbeitrag von Vanessa Behrendt MdL

Die Alternative für Deutschland wendet sich gegen alle Ver-
suche, Abtreibungen zu bagatellisieren, staatlicherseits zu för-
dern oder sie zu einem Menschenrecht zu erklären. So steht 
es im Grundsatzprogramm der AfD. Und das ist genau richtig 
so. Es ist falsch, unschuldige Menschen zu töten. Ungeborene 
Kinder sind unschuldige Menschen, die durch Abtreibungen 
getötet werden. Und dabei spielt es keine Rolle, ob an Ab-

Vanessa Behrendt ist Mitglied des Landtags von Niedersachsen, dort familien- 
und frauenpolitische Sprecherin, außerdem Vorsitzende des KV Helmstedt und 
Beisitzerin im Landesvorstand Niedersachsen.

„Lebensrecht ist Menschenrecht. Ich begrüße ausdrücklich, dass es in den Reihen 
der AfD Abgeordnete gibt, die sich mutig und laut für das Recht auf Leben unserer 
ungeborenen Kinder einsetzen und gegen die radikalfeministische Forderung, den 
§ 218 StGB abzuschaffen, konsequent ankämpfen.“

Dr. Malte Kaufmann
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rade in schwierigen Lebensphasen daran erinnert, was richtig 
und was falsch ist. Die Argumentation ist völlig paradox: Ei-
nerseits maßt sich die Gesellschaft der Geborenen an, über das 
Leben der Ungeborenen zu entscheiden. Andererseits aber will 
man dieser Gesellschaft nicht zumuten, Verantwortung für ihr 
Handeln zu übernehmen.

Zur Erinnerung: Kinder entstehen durch Geschlechtsverkehr 
und keine Verhütungsmethode ist zu 100 Prozent sicher. Die 
logische Konsequenz wäre: Wenn man kein Kind haben möch-
te, dann darf man keinen Geschlechtsverkehr haben. Wer Ku-
chen isst, kann dick werden. Wer Geschlechtsverkehr hat, auch 
mit Verhütung, geht das Risiko ein, dass dabei ein Kind ent-
stehen könnte. Eine Handlung, für die man selbst die Verant-
wortung tragen muss, nicht das ungeborene Kind. Und weil 
dies immer gern völlig verzerrt dargestellt wird, sei erwähnt: 
Von den über 100.000 Abtreibungen im Jahr gehen nur etwa 35 
auf kriminologische Indikationen zurück. Nein, wir brauchen 
nicht mehr Abtreibungen. Wir brauchen mehr Respekt und 
Hilfe für Eltern, damit ein ungeplantes Baby nicht zu einem 
ungewollten Baby gemacht wird.

Kinder von armen Eltern. Sie alle haben ein Recht auf Leben, 
jedes Einzelne von Ihnen. Aber dieses Recht wird ihnen ge-
nommen. 

Die Ampelkoalition hatte beim Thema Abtreibungen einiges 
bewegt. Im Jahr 2022 wurde der umkämpfte Strafrechtspara-
graf 219a abgeschafft und somit das Ende des „Werbeverbots“ 
für Abtreibungen. Seit 2024 werden Lebensschützer, die fried-
lich vor Praxen oder Beratungsstellen für die ungeborenen 
Kinder beten, kriminalisiert. Es gibt ein Verbot der sog. „Geh-
steigbelästigungen“, obwohl in Deutschland kein einziger Fall 
bekannt ist, bei dem Frauen von Lebensschützern bedrängt, 
unter Druck gesetzt oder eingeschüchtert wurden. Mit der ge-
forderten Abschaffung des Paragrafen 218 StGB von SPD und 
Grünen soll das Töten von Menschen legalisiert werden. Wie 
tief kann eine Zivilisation sinken? Es soll mehr chemische Ab-
treibungen geben, sie wollen Ärzte zwingen, Abtreibungen 
durchzuführen und sogar Hausärzte sollen Abtreibungen vor-
nehmen. Diese Forderung ist eine Schande für eine zivilisierte 
Nation und ein Schlag ins Gesicht der Menschlichkeit. 

Laut SPD und Grünen wäre die Abschaffung des Paragrafen 
218 StGB notwendig, da Abtreibungen gesellschaftlich nach 
wie vor stigmatisiert sind. Ich sage, die gesellschaftliche Stig-
matisierung von Abtreibungen ist gut, weil sie Menschen ge-

Menschliche Zellteilung unter dem Mikroskop: Sogar laut Bundesverfassungs-
gericht besitzt das werdende Leben bereits ab dem Zeitpunkt der Befruchtung 
Menschenwürde.
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